VERORDNUNG

des Justizministeriums

 Nr. 177/1996 Smlg.

vom 4. Juni 1996, 

über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarifverordnung)


in der Fassung der Verordnung Nr. 235/1997 Smlg., der Verordnung Nr. 484/2000 Smgl., 

der Verordnung Nr. 68/2003 Smlg., der Verordnung Nr. 618/2004 Smlg. und der Verordnung Nr. 276/2006 Smlg.

Gem. § 22, Abs. 2 des Gesetztes Nr. 85/1996 Smlg., über die Rechtsanwaltschaft erlässt das Justizministerium  folgende Verordnung:

ERSTER TEIL

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§ 1

(1) Die Gebühren eines Rechtsanwalts für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (im folgenden nur „die Rechtsanwaltsgebühren“) richten sich nach seinem Vertrag mit dem Mandanten (im folgenden nur „die Vertragsgebühr“); falls die Gebühren eines Rechtsanwalts nicht auf diese Weise bestimmt werden, richten sie sich nach den Bestimmungen dieser Verordnung über außervertragliche Gebühren.

(2) Bei der Bestimmungen von Verfahrenskosten, deren Ersatz dem Mandanten durch eine Entscheidung eines Gerichts oder eines anderen Organs zugesprochen wird, richtet sich die Höhe der Rechtsanwaltsgebühren nach den Bestimmungen über außervertragliche Gebühren, falls eine besondere Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt 1) ; § 12 Abs. 2 findet keine Anwendung. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, seinen Mandanten hierauf hinzuweisen, falls er mit ihm über Vertragsgebühren verhandelt.

(3) Nach der Bestimmung des Abs. 2, 1. Satz richten sich auch die Gebühren eines gerichtlich bestellten Rechtsanwalts.

-----------------------------

1)  Die Verordnung Nr. 484/2000  Smlg., durch welche die Pauschalsätze der Höhe der Gebühren für die Vertretung eines Verfahrensbeteiligten durch einen Rechtsanwalt oder einen Notar bei der Entscheidung über die Verfahrenskosten im Zivilverfahren bestimmt werden und durch welche die Verordnung des Justizministerium Nr. 177/1996 Smlg., über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarifverordnung), in der Fassung von späteren Vorschriften, geändert wird.

§ 2

(1) Der Rechtsanwalt hat neben dem Anspruch auf Rechtsanwaltsgebühren ebenfalls Anspruch auf den Ersatz von Barauslagen und den Ersatz für vertane Zeit unter den Bedingungen und in der Höhe, die durch diese Verordnung bestimmt werden.

(2) Weitere Aufwendungen des Rechtsanwalts, insbesondere Aufwendungen für übliche administrative Tätigkeit, sind in den Rechtsanwaltsgebühren inbegriffen.

ZWEITER TEIL

RECHTSANWALTSGEBÜHREN

Erster Abschnitt

Vertragliche Gebühren

§ 3

(1) Die  vertraglichen Gebühren werden durch Vereinbarung zwischen dem Rechtsanwalt und dem Mandanten über den Betrag, für welchen die Rechtsdienstleistung gewährt wird, oder über die Art und Weise ihrer Bestimmung, festgesetzt.

(2) Die Vereinbarung über vertraglichen Gebühren ist entweder Bestandteil des Vertrages, auf dessen Grundlage die Rechtsdienstleistungen gewährt werden, oder sie wird unabhängig davon vereinbart.

§ 4

(1) Falls die vertraglichen Gebühren entsprechend der Anzahl von Stunden oder anderen Zeiteinheiten (im nachfolgenden nur „die Zeitgebühr“) vereinbart werden, steht dem Rechtsanwalt, falls nichts anderes vereinbart wird, der vereinbarte Satz der Zeitgebührt für jede angefangene Zeiteinheit zu. Auf  Aufforderung seitens des Mandanten ist der Rechtsanwalt verpflichtet, dem Mandanten bei der Abrechnung der Rechtsanwaltsgebühren die zeitliche Auflistung der gewährten Rechtsdienstleistungen vorzulegen.

(2) Falls der Rechtsanwalt im Vertrag über die Zeitgebühr eine Abschätzung ihrer Gesamthöhe vorgenommen hat, ist er verpflichtet, den Mandanten vorab schriftlich auf eine wesentliche Überschreitung der anfangs geschätzten Höhe der Rechtsanwaltsgebühr hinzuweisen; ansonsten kann er die Bezahlung des Teils der Rechtsanwaltsgebühr, um den die anfängliche Abschätzung der Höhe überschritten wurde, nicht beanspruchen.

§ 5

Falls der Rechtsanwalt die Rechtsdienstleistungen nicht im vereinbarten Umfang gewährt, steht ihm, falls nichts anderes vereinbart wird, der verhältnismäßige Teil der Vertragsgebührt zu.

Zweiter Abschnitt

Außervertragliche Gebühren

§ 6

Höhe der außervertraglichen Gebühren

(1) Die Höhe der außervertraglichen Gebühren bestimmt sich nach dem Satz der außervertraglichen Gebühr für jede Leistung im Rahmen der Rechtsdienstleistung und nach der Anzahl der Leistungen, die der Rechtsanwalt in der Sache getätigt hat.

(2) Für Vermögensverwaltung steht dem Rechtsanwalt eine Gebühr in Höhe von 10% des jährlichen Ertrages des verwalteten Vermögens, mindestens jedoch 1 000 CZK jährlich zu.

(3) Stellt der Rechtsanwalt Bestätigungen über die Echtheit einer Unterschrift aus1a), steht ihm eine Gebühr von 30 CZK für jede Ausfertigung einer Bestätigung über die Echtheit einer Unterschrift einer Person auf einer Urkunde zu.

-----------------------------

1a) § 25a des Gesetzes Nr. 85/1996 Smlg., über die Rechtsanwaltschaft, in der Fassung von späteren Vorschriften.

§ 7

Gebührensätze bei  außervertraglichen Gebühren

Der Satz der außervertraglichen Gebühr für jede Leistung im Rahmen der Rechtsdienstleistung beträgt bei einem Tarifwert von

1. bis 500 CZK.……………………………………………..   300 CZK,

2. über 500 Kč bis 1 000 CZK……………………...............    500 CZK,

3. über 1 000 Kč bis 5 000 CZK………………………........ 1 000 CZK,

4.   über 5 000 Kč bis 10 000 CZK…......……….................... 1 500 CZK,

5.   über 10 000 Kč bis 200 000 CZK....................................  1 500 CZK und 40 CZK für jede angefangenen
1 000 CZK, um welche der Wert 10 000 CZK überschreitet
6. über 200 000 CZK bis 10 000 000 CZK...................…..... 9 100 CZK und 40 CZK für jede angefangenen 10 000 CZK, um welche der Wert 200 000 CZK überschreitet

7. über 10 000 000 Kč…………………………….............   48 300 CZK und 40 CZK für jede angefangenen 100 000 CZK, um welche der Wert 10 000 000 CZK überschreitet

Tarifwert

§ 8

(1) Falls nichts anderes bestimmt ist, wird als Tarifwert die Höhe der Erfüllung in Geld oder der Wert des Gegenstandes oder des Rechts, einschließlich Zinsen etc., auf die sich die Rechtsdienstleistung bezieht, zum Zeitpunkt des Beginns der Leistung im Rahmen der Rechtsdienstleistung angesehen.

(2) Falls Gegenstand der Rechtsdienstleistung eine sich wiederholende Erfüllung ist, bestimmt sich der Tarifwert durch die Addition der Werte dieser Erfüllungen; falls es sich allerdings um eine Erfüllung über einen Zeitraum von mehr als fünf Jahren oder für eine unbestimmte Zeit handelt, wird der Tarifwert nur durch ein Fünffaches des Wertes der jährlichen Erfüllung bestimmt.

(2) Falls das Gesetz die Verbindung von zwei oder mehreren Sachen zur gemeinsamen Verhandlung bestimmt,  bestimmt sich der Tarifwert nach dem Wert der Sache, deren Wert höher ist.

(3) Bei dem Vollzug einer Entscheidung oder der Zwangsvollstreckung (im nachfolgenden nur „die Entscheidungsvollstreckung“) bei einer sich wiederholenden Erfüllung ist für die Bestimmung des Tarifwertes nur der Wert der Raten ausschlaggebend, die zum Zeitpunkt der Anordnung der Entscheidungsvollstreckung bereits fällig waren.

(4) Bei der Auflösung und der Auseinandersetzung eines anteiligen Miteigentums wird nach dem Abzug des Preises des Anteils des Mandanten von dem Preis des Gesamtgegenstandes ausgegangen, falls der Antrag auf die Zuweisung der Sache dem Mandanten gerichtet ist, oder im Falle eines Antrages auf Verkauf des Gegenstandes. Falls der Antrag auf die Zuweisung der Sache anderen Miteigentümern gerichtet ist, wird nach Abzug des Preises des Anteils der anderen Miteigentümer von dem Preis des gesamten Gegenstandes ausgegangen. Im Falle des Antrages auf eine tatsächliche Teilung des Gegenstandes wird vom Preis des Gesamtgegenstandes ausgegangen.

(5) Bei der Auseinandersetzung von gemeinsamem Ehegatteneigentum wird von der Hälfte des Wertes aller einzelnen Gegenstände, Forderungen und Verbindlichkeiten ausgegangen, welche die Parteien zum Gegenstand der Auseinandersetzung gemacht haben.

(6) In Erbschaftssachen wird als Tarifwert der reine Wert des Erbteils des Mandanten angesehen.

§ 9

(1) Falls der Wert des Gegenstandes oder des Rechts nicht in Geld ausgedrückt werden kann oder falls er nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten festgestellt werden kann, und nichts anderes bestimmt ist, wird beträgt der Tarifwert  5 000 CZK.

(2) Bei Sachen bezüglich der Betreuung von Minderjährigen, der Annahme als Kind, der Betreuung durch Pflegeeltern, bei Rechtsfähigkeitsfragen, bei Sachen bezüglich der Zulässigkeit der Übernahme oder des Behaltens in einer Pflegeanstalt, in Vormundschaftssachen, in Sachen bezüglich der Erklärung als tot und in Sachen hinsichtlich von Ansprüchen von natürlichen Personen im Gebiet der Sozialversicherung, der Renten- Kranken und allgemeinen Krankenversicherung, beträgt der Tarifwert 1 000 CZK.

(3) Der Tarifwert beträgt 25 000 CZK bei nachfolgenden Sachen:

a) der Bestimmung, ob eine Rechtsbeziehung oder ein Recht besteht, der Feststellung der Ungültigkeit einer Rechtshandlung, der Bestimmung eines Rechts hinsichtlich einer Sache, die nicht in Geld ausgedrückt werden kann oder der Feststellung der Ungültigkeit einer Rechtshandlung, deren Gegenstand eine Sache oder Erfüllung ist, die nicht in Geld ausgedrückt werden kann,

b) Klagen auf Willenserklärungen hinsichtlich des Entstehens, der Änderung oder des Untergangs einer Rechtshandlung, deren Gegenstand nicht in Geld ausgedrückt werden kann,

c) der Errichtung oder Löschung einer Grunddienstbarkeit und weiterer Rechte und Pflichten aus Grunddienstbarkeiten

d) Persönlichkeitsrechten, bei Sachen des Schutzes gegen die Veröffentlichung von Informationen, die eine Verletzung der Meinungs- und Pressefreiheit gem. der Vorschriften über Massenmedien darstellen, und Sachen, die sich aus der Geltendmachung von Rechten und Pflichten gem. Rechtsvorschriften über den Schutz von persönlichen Angaben oder gem. Rechtsvorschriften über den Schutz von Industrie- und sonstigem geistigen Eigentum ergeben, ohne den Antrag auf Ersatz eines immateriellen Schadens,

e) der Anmietung von Geschäftsräumen, -bauten und –grundstücken, falls es sich nicht um Erfüllung in Geld handelt,

f) Klagen, Kassationsbeschwerden und weiteren Rechtsangelegenheiten, die gem. der Verwaltungsprozessordnung verhandelt werden, mit Ausnahmen von Sachen im Sinne von Abs. 2, und

g) Verfassungsbeschwerden, mit Ausnahmen von Sachen im Sinne von Abs. 2

(4) Bei Persönlichkeitsrechten, bei Sachen des Schutzes gegen die Veröffentlichung von Informationen, die eine Verletzung der Meinungs- und Pressefreiheit gem. der Vorschriften über Massenmedien darstellen, und Sachen, die sich aus der Geltendmachung von Rechten und Pflichten gem. Rechtsvorschriften über den Schutz von persönlichen Angaben oder gem. Rechtsvorschriften über den Schutz von Industrie- und sonstigem geistigen Eigentum ergeben, mit Antrag auf Ersatz eines immateriellen Schadens, beträgt der Tarifwert 50 000 CZK

(5) Bei der Ausübung der Tätigkeit eines gerichtlich bestellten Betreuers für einen Verfahrensbeteiligten, dessen Aufenthalt nicht bekannt ist, dem an eine bekannte Adresse im Ausland nicht zugestellt worden konnte, der geistlich verstört ist oder aus anderweitigen gesundheitlichen Gründen nicht in der Lage ist, länger als vorübergehend an einem Verfahren teilzunehmen oder der nicht in der Lage ist, sich verständlich auszudrücken 1b), beträgt der Tarifwert 500 CZK.

-----------------------------

1b) § 29 Abs. 3 der  Zivilprozessordnung.

§ 10

(1) Bei der Vertretung im Verwaltungsverfahren einschließlich Verfahren über Ordnungswidrigkeiten oder andere Verwaltungsdelikte, beträgt der Tarifwert 5 000 CZK.

(2) Bei der Verteidigung im Strafverfahren in Sachen, in welchen das erstinstanzliche Gericht in einer nicht öffentlichen Sitzung entscheidet, beträgt der Tarifwert 500 CZK.

(3) Bei der Verteidigung im Strafverfahren, in dem es nicht um Sachen im Sinne des Abs. 2 geht, beträgt der Tarifwert

a) 1 000 CZK, falls es sich um eine Straftat handelt, für die das Gesetz eine Freiheitsstrafe mit einer Obergrenze von nicht mehr als einem Jahr bestimmt,

b) 10 000 CZK, falls es sich um eine Straftat handelt, für die das Gesetz eine Freiheitsstrafe mit einer Obergrenze von nicht mehr als fünf Jahren bestimmt,

c) 30 000 CZK, falls es sich um eine Straftat handelt, für die das Gesetz eine Freiheitsstrafe mit einer Obergrenze von nicht mehr als zehn Jahren bestimmt,

d) 50 000 CZK, falls es sich um eine Straftat handelt, für die das Gesetz eine Freiheitsstrafe mit einer Obergrenze von mehr als zehn Jahren  bestimmt oder für die eine außergewöhnliche Strafe auferlegt werden kann.

 (4) Die gesetzliche Strafminderung bei Jugendlichen bleibt außer Betracht.

(5) Bei der Vertretung eines Geschädigten im Strafverfahren in einer Sache über den Ersatz eines Schadens, der dem Geschädigten durch eine Straftat verursacht wurde, beträgt der Tarifwert 10 000 CZK, falls dem Geschädigten als Schadensersatz ein Betrag zugesprochen wurde, der 10 000 CZK übersteigt, wird als Tarifwert dieser Betrag angesehen.
§ 10a

Bei der Ausübung der Tätigkeit eines Betreuers eines Kindes gem. besonderen Rechtsvorschriften, die die Jugendgerichtsbarkeit betreffen 1c), werden als Tarifwerte die im § 10 Abs. 3 aufgeführte Beträge angesehen. Dabei wird von Strafsätzen ausgegangen, die bei dem Täter einschlägig wären, falls er straffähig gewesen wäre.

-----------------------------

1c) § 91 Abs. 2 und § 95 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 218/2003 Smlg., über die strafrechtliche Verantwortung von Jugendlichen für rechtswidrige Taten und über die Jugendgerichtsbarkeit und über die Änderung einiger Gesetze (Gesetz über die Jugendgerichtsbarkeit)

§ 11

Leistungen im Rahmen von Rechtsdienstleistungen

(1) Eine außervertragliche Gebühr steht dem Rechtsanwalt für die nachfolgenden Leistungen im Rahmen von Rechtsdienstleistungen zu:

a) Übernahme und Vorbereitung der Vertretung oder Verteidigung auf Grundlage eines Vertrages über die Gewährung von Rechtsdienstleistungen

b) Erste Beratung mit dem Mandanten einschließlich der Übernahme und der Vorbereitung der Vertretung oder der Verteidigung, falls dem Mandanten der Vertreter oder Verteidiger gerichtlich bestellt wurde,

c) Jede weitere Beratung mit dem Mandanten, die eine Stunde überschreitet,

d) Einreichung eines Schriftsatzes, der die Sache betrifft bei Gericht oder bei einem anderen Organ,

e) Teilnahme an Ermittlungsvorgängen im Vorbereitungsverfahren, und zwar für jede angefangenen zwei Stunden,

f) Studium der Akte bei Beendigung der Ermittlungen, und zwar für jede angefangenen zwei Stunden,

g) Teilnahme an Leistungen eines Verwaltungs- oder anderen Organs, Teilnahme an einer Gerichtsverhandlung oder einer Verhandlung vor einem anderen Organ, und zwar für jede angefangenen zwei Stunden,

h) Erstellung eines Rechtsgutachtens in der Sache,

i) Verhandlung mit der Gegenpartei, und zwar für jede angefangenen zwei Stunden

j) Antrag auf einstweilige Verfügung, falls es vor Einleitung des Verfahrens zu einer solchen kommt, Berufung gegen die Entscheidung über eine einstweilige Verfügung und Stellungnahme hierzu,

k) Berufung, Revision, Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens, gegebenenfalls Beschwerde gegen die Entscheidung über den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens und Stellungnahme hierzu,

l) Veranlassung der Einreichung einer Beschwerde wegen Gesetzesverletzung und Stellungnahme zu einer Beschwerde wegen Gesetzesverletzung

m) Erstellung einer Urkunde über eine Rechtshandlung

(2) Eine halbe außervertragliche Gebühr steht dem Rechtsanwalt für die nachfolgenden Leistungen im Rahmen von Rechtsdienstleistungen zu:

a) Antrag auf einstweilige Verfügung, falls es zu einem solchen nach der Aufnahme eines Verfahrens kommt, Antrag auf die Sicherstellung von Beweisen oder auf Erbschaftsfeststellung,

b) Antrag auf Berichtigung einer Entscheidungsbegründung, auf die Beseitigung von Auswirkungen infolge einer Fristversäumung und auf die Änderung einer Entscheidung, die die Erfüllung von in Zukunft fälligen Raten oder die Erfüllung in Raten zum Inhalt hat,

c) Berufung gegen eine Entscheidung, falls es sich nicht um die Entscheidung in der selben Sache handelt, Stellungnahme zu einer solchen Berufung,

d) Anträge und Beschwerden in Sachen, über die in einer öffentlichen Sitzung entschieden wird, Stellungnahme zu diesen, mit Ausnahme der Berufung, des Antrages auf Wiederaufnahme des Verfahrens und der Initiierung einer Beschwerde wegen Gesetzesverletzung,

e) Erste Beratung mit dem Mandanten im Falle einer Entscheidungsvollstreckung, einschließlich der Übernahme und der Vorbereitung der Vertretung, Verfassung des Antrages auf die  Einleitung des Verfahrens, Stellungnahme zum Antrag, Vertretung bei der Verhandlung und Verfassung der Berufung gegen die Entscheidung,

f) Teilnahme an einer Verhandlung, bei der es lediglich zur Entscheidungsverkündung kommt,

g) Teilnahme  an der Vorbereitung eines Verfahrens1d).

 (3) Für Leistungen im Rahmen einer Rechtsdienstleistung, die nicht in den Absätzen 1 und 2 aufgeführt sind, steht dem Rechtsanwalt die gleiche Gebühr zu, wie für Leistungen, die diesen ihrer Rechtsnatur und ihrem Zweck nach am ähnlichsten sind.

-----------------------------

1d) Insbesondere § 114c der Zivilprozessordnung.


Erhöhung oder Ermäßigung von außervertraglichen Gebühren

§ 12

(1) Bei Leistungen im Rahmen einer Rechtsdienstleistung, die besonders schwierig sind, insbesondere wenn diesbezüglich die Anwendung von ausländischem Recht oder einer Fremdsprache notwendig ist, oder bei Leistungen im Rahmen einer Rechtsdienstleistung, die zeitlich aufwendig sind, kann der Rechtsanwalt die außervertragliche Gebühr bis auf ein Dreifaches erhöhen.

(2) Der Rechtsanwalt kann die außervertragliche Gebühr bis um die Hälfte ermäßigen.

(3) Bei der Verbindung von zwei oder mehreren Sachen, für welche die Verbindung zu einer gemeinsamen Verhandlung nicht gesetzlich bestimmt ist, erhöht sich die außervertragliche Gebühr, die dem Rechtsanwalt für die Sache mit dem höchsten Tarifwert zusteht um die Hälfte der außervertraglichen Gebühr, die ihm sonst für die übrigen verbundenen Sachen zustehen würde.

(4) Falls es sich um zusammengefasste Leistungen bei der Vertretung oder der Verteidigung von zwei oder mehreren Personen handelt, steht dem Rechtsanwalt für jede dieser vertretenen oder verteidigten Personen eine um 20 % ermäßigte Gebühr zu.

(5) Bei der Verteidigung im Strafverfahren, das bezüglich Straftaten durchgeführt wird, die in Tateinheit begangen wurden, gebührt dem Rechtsanwalt lediglich die Gebühr, die für die Straftat mit dem geringsten Strafmaß vorgesehen ist.
§12a

(1) Die Sätze der außervertraglichen Entlohnung gemäß § 7 für Leistungen der Rechtsdienstleistungen des bestellten Vertreters im Zivilgerichtsverfahren oder des bestellten Kurators im Zivilgerichtsverfahren werden um 30% reduziert. 

(2) Der Satz der außervertraglichen Entlohnung für eine Leistung der Rechtsdienstleistung des bestellten Vertreters oder des bestellten Kurators im Zivilgerichtsverfahren, der gemäß Absatz 1 reduziert ist, beträgt höchstens 5000,- CZK. 

§ 12b

Die Sätze der außervertraglichen Entlohnung gemäß § 7 für Leistungen der Rechtsdienstleistungen des bestellten Verteidigers im Strafverfahren oder des bestellten Bevollmächtigten im Strafverfahren werden um 30% reduziert.

§ 12c

Die Sätze der außervertraglichen Entlohnung gemäß § 7 für Leistungen der Rechtsdienstleistung des Kurators eines Kindes gemäß Sonderrechtsvorschrift im Rahmen der Gerichtsbarkeit in Sachen der Jugend 1c) werden um 30% reduziert.“.
DRITTER TEIL

BARAUSLAGENERSATZ UND ERSATZ FÜR VERTANE ZEIT

§ 13

Barauslagenersatz

(1) Dem Rechtsanwalt gebührt Barauslagenersatz für Barauslagen, die zweckentsprechend im Zusammenhang mit der Gewährung der Rechtsdienstleistung aufgewandt wurden, insbesondere für Gerichtsgebühren und sonstige Gebühren, Reisekosten, Postgebühren, Telefongebühren, Sachverständigenkosten und Kosten für fachliche Stellungnahmen, Übersetzungen, Abschriften und Fotokopien.

(2) Der Rechtsanwalt kann sich mit dem Mandanten auf einen angemessenen Pauschalbetrag als Ersatz für sämtliche oder einige Barauslagen einigen, deren Aufwendung im Zusammenhang mit der Gewährung der Rechtsdienstleistung vorausgesetzt wird. Der Mandant kann dann bei der Abrechtung keine Spezifizierung dieser Barauslagen verlangen und der Rechtsanwalt kann keinen Ersatz für die Barauslagen verlangen, um die der Pauschalbetrag überschritten wurde.

(3) Falls der Rechtsanwalt mit dem Mandanten keinen anderen Pauschalbetrag für den Ersatz von innerstaatlichen Postgebühren, örtlichen Telefongebühren und Beförderungsgebühren vereinbart hat, beträgt dieser Betrag 300 CZK für eine Leistung im Rahmen der Rechtsdienstleistung.

(4) Falls bezüglich des Ersatzes von Reisekosten nichts anderes vereinbart ist, richtet sich die Höhe dieses Ersatzes nach den rechtlichen Vorschriften über den Ersatz von Reisekosten.2)
-----------------------------

2) Gesetz Nr. 119/1992 Smlg., über den Ersatz von Reisekosten, in der Fassung des Gesetztes Nr. 44/1994 Smlg.

§ 14

Ersatz für vertane Zeit

(1) Dem Rechtsanwalt gebührt Ersatz für vertane Zeit im Zusammenhang mit der Gewährung einer Rechtsdienstleistung

a) bei Leistungen, die an einem Ort geleistet werden, der weder Sitz noch Wohnsitz des Rechtsanwalts ist, für die Zeit für die Hin- und Rückreise zu und von dem Ort aufgewandt wurde,

b) für die Zeit, die als Folge der Verzögerung des Beginns einer Verhandlung vor einem Gericht oder einem Organ vertan wurde, wenn diese Verzögerung länger als 30 Minuten ist.

(2) Dem Rechtsanwalt gebührt Ersatz für vertane Zeit im Zusammenhang mit der Gewährung einer Rechtsdienstleistung in Höhe einer halben außervertraglichen Gebühr für die Teilnahme an einer Verhandlung, die ohne Verhandlung der Sache vertagt wurde, und für das sich Einstellen zu einer Verhandlung, die nicht stattgefunden hat, ohne dass der Rechtsanwalt hiervon rechtzeitig in Kenntnis gesetzt wurde; falls die Verhandlung vertagt wurde oder gar nicht stattgefunden hat aus Gründen, die in der Sphäre des Mandanten lagen und falls diese Gründe dem Rechtsanwalt mindestens zwei Tage vor dem Termin der Verhandlung bekannt waren, gebührt ihm der Ersatz eines Viertels der außervertraglichen Gebühr.

(3) Falls nichts anderes vereinbart wurde, beträgt der Ersatz gem. Abs. 1  100 CZK für jede, auch wenn nur angefangene halbe Stunde.

VIERTER TEIL

BESCHEINIGUNG ÜBER DIE REGISTRIERUNG ALS MEHRWERTSTEUERZAHLER
§ 14a

(1) Ein Rechtsanwalt, der zum Abführen der Mehrwertsteuer verpflichtet ist, muss dem Gericht oder einem anderen Organ, bei dem er aus diesem Grund die Erhöhung seiner Gebühr und seines Aufwendungsersatzes gem. besonderer Vorschriften3) geltend macht, eine Bescheinigung über die Registrierung als Mehrwertsteuerzahler, die durch die zuständige Steuerverwaltung ausgestellt wurde4), vorlegen.

(2) Falls der Rechtsanwalt die Rechtsanwaltstätigkeit im Rahmen einer, gem. einer besonderen Rechtsvorschrift5) gegründeten  Handelsgesellschaft ausübt, muss er dem Gericht oder einem sonstigen Organ eine Bescheinigung über die Registrierung als Mehrwertsteuerzahler, die durch die zuständige Steuerverwaltung bezüglich dieser Handelsgesellschaft ausgestellt wurde, vorlegen.

-----------------------------

3) § 23a des Gesetzes Nr. 85/1996 Smlg., über die Rechtsanwaltschaft, in der Fassung des

   Gesetzes Nr. 228/2002 Smlg.

   § 151 Abs. 2 des Gesetzes Nr. 141/1961 Smlg., über das gerichtliche Strafverfahren (Strafprozessordnung), in der Fassung späterer Vorschriften.

   § 140 Abs. 2 des Gesetzes Nr.99/1963 Smlg., Zivilprozessordnung, in der Fassung späterer Vorschriften.

   § 35 Abs. 7 des Gesetztes Nr.150/2002 Smlg., Verwaltungsprozessordnung, in der Fassung  späterer Vorschriften.

4)§ 33 Abs. 11 des Gesetztes Nr. 337/1992 Smgl., über die Verwaltung von Steuern und Gebühren, in der Fassung späterer Vorschriften

5)§ 15 des Gesetzes Nr. 85/1996 Smlg. 

FÜNFTER TEIL

ÜBERGANGS-UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 15

Für Rechtsdienstleistungen vor dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung gebührt dem Rechtsanwalt oder dem Wirtschaftsjuristen eine Gebühr gem. der bisherigen Vorschriften.

§ 16

Die Verordnung des Justizministerium der Tschechischen Republik Nr. 270/1990 Smlg., über die Gebühren von Rechtsanwälten und Wirtschaftsjuristen für das Gewähren von Rechtshilfe, in der Fassung der Verordnung Nr. 573/1990 Smlg. wird aufgehoben.

§ 17

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1996 in Kraft.

Minister:

 JUDr. Němec, eigenhändig

Ausgesuchte Bestimmungen aus Novellisierungen

Die Verordnung Nr. 399/2010 Smlg.

Art. 2

Vorübergehende Bestimmungen

Wurde ein Verfahren vor dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung eingeleitet, so steht dem bestellten Vertreter und dem bestellten Kurator im Zivilgerichtsverfahren, dem bestellten Verteidiger und dem bestellten Bevollmächtigten im Strafverfahren und dem bestellten Kurator eines Kindes gemäß Gesetz 218/2003 Sb. über die Verantwortung der Jugendlichen für rechtswidrige Taten und über Gerichtsbarkeit in Sachen der Jugend und über Änderungen einiger Gesetze (Gesetz über die Justiz in Sachen der Jugend), in der Fassung der späteren Vorschriften, eine außervertragliche Entlohnung laut den bisherigen Rechtsvorschriften für Leistungen der Rechtsdienstleistung im Zusammenhang mit diesem Verfahren, und zwar bis zum Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung, zu.   
Inkrafttreten:

Die Verordnung des Justizministerium Nr. 177/1996 Smlg., über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarifverordnung) wurde im Band 50/1996 der Gesetzessammlung, die am 20. Juni 1996 versandt wurde, verkündet; sie ist am 1. Juli 1996 in Kraft getreten.

Änderungen:

1. Die Verordnung Nr. 235/1997 Smlg., durch welche die Verordnung des Justizministeriums Nr. 177/1996 Smlg., über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarif), wurde im Band 81/1997 der Gesetzessammlung, die am 30. September 1997 versandt wurde, verkündet; sie ist am 1. Oktober 1997 in Kraft getreten.
2.  Die Verordnung Nr. 484/2000 Smlg., mit der die Pauschalsätze für die Gebühr für die Vertretung eines Verfahrensbeteiligten durch einen Rechtsanwalt oder einen Notar bei der Verfahrenskostenentscheidung im Zivilverfahren festgesetzt wird und durch welche die Verordnung des Justizministerium Nr. 177/1996 Smlg., über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarif), in der Fassung späterer Vorschriften geändert wird, wurde im Band 140/2000 der Gesetzessammlung, die am 29. Dezember 2000 versandt wurde, verkündet; sie ist am 1. Januar 2001 in Kraft getreten.

3. Verordnung Nr. 68/2003 Smlg., durch welche die Verordnung Nr. 177/1996 Smlg., über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarif), in der Fassung späterer Vorschriften geändert wird, wurde im Band 27/2003 der Gesetzessammlung, die am 11. März 2003 versandt wurde, verkündet; sie ist am Tage ihrer Verkündung, d.h. am 11. März 2003 in Kraft getreten.

4. Die Verordnung Nr. 618/2004 Smlg., durch welche die die Verordnung Nr. 177/1996 Smlg., über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarif), in der Fassung späterer Vorschriften geändert wird, wurde im Band 209/2004 der Gesetzessammlung, die am 8. Dezember 2004 versandt wurde, verkündet, sie ist am Tag ihrer Verkündung, d.h. am 8. Dezember 2004 in Kraft getreten.

5. Die Verordnung Nr. 276/2006 Smlg., durch welche die Verordnung Nr. 177/1996 Smlg., über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Gewährung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarif), in der Fassung späterer Vorschriften geändert wird, wurde im Band 87/2006 der Gesetzessammlung, die am 9. Juni 2004 versandt wurde, verkündigt; sie tritt am 1. September 2006 in Kraft.

